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Berlin, 5. Januar 2012 
 
 

Witthaut: „Verbunddatei Rechts“ 
muss praxistauglich sein 
 

Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat den Gesetz-
geber aufgefordert, rasch eine gemeinsame Verbunddatei 
für rechtsextreme Gewalttäter zu verabschieden. GdP-
Bundesvorsitzender Bernhard Witthaut: „Eine solche Datei 
wird es erheblich erleichtern, in der rechtsextremen Szene 
zu ermitteln. Die Teilhabe an den Erkenntnissen anderer 
Sicherheitsbehörden verbreitert die Informationslage der Po-
lizei, ohne dass das bewährte Trennungsgebot zwischen Po-
lizei und Nachrichtendiensten angetastet wird.“ Witthaut for-
derte, die Praxistauglichkeit der wohl noch im Januar vom 
Bundeskabinett zur Verabschiedung anstehenden Verbund-
datei regelmäßig zu überprüfen. Eine Datei um einer Datei 
willen bringe rein gar nichts, die Verbunddatei müsse das In-
strumentarium der Ermittler sinnvoll ergänzen. 

Witthaut: „Die zügig voranschreitende Abstimmung über die 
gemeinsame Verbunddatei ist offenbar auf einem guten Weg 
und zeigt, dass sich Innen- und Justizressort offenbar auch 
ohne parteitaktische Stellungskämpfe einigen können. Das 
muss auch bei der noch offenen Frage der Mindestspeiche-
rung von Telekommunikationsdaten möglich sein.“ Bundes-
justizministerin Leutheusser-Schnarrenberger handele durch 
ihr Blockadeverhalten nach Auffassung der GdP unverant-
wortlich. Witthaut: „Die Sichtung gespeicherter Telekommu-
nikationsdaten ermöglicht der Polizei ein Kontaktlagebild 
mutmaßlicher Schwerverbrecher und Terroristen zu erstel-
len. Ohne diese Daten wird es den Ermittlern unnötig er-
schwert, Unterstützer, Netzwerke und Strukturen zu erken-
nen und daraus wertvolle Ermittlungsansätze zu entneh-
men.“ 
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